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Anfängerhausarbeit: Verdachtsberichterstattung im Verfassungsschutzbericht 
 
Von Akad. Rätin a.Z. Dr. Maxi Koemm, Wiss. Mitarbeiter Jonas Marx, München* 
 
 
Sachverhalt 
B ist freier Autor, der in seiner Freizeit zusammen mit einigen 
Gleichgesinnten das deutschlandweit agierende Netzwerk „Der 
Mensch in Freiheit e.V.“ betreibt. Das Netzwerk ist ein einge-
tragener Verein, der sich selbst als „super-liberal“ und „ultra-
freiheitlich“ versteht und dessen Vorstand B ist. Die vom Netz-
werk, das ausdrücklich keine kommerziellen Interessen hat 
und auch keine Einnahmen erzielt, verfolgte Agenda richtet 
sich gegen jegliche Form von staatlichem Zwang. Insbeson-
dere Polizeimaßnahmen werden als „unterdrückerische Aktio-
nen des Sklavenstaates“ dargestellt, die „Ausdruck der Beherr-
schung des Menschen durch die scheinbare Demokratie“ sind. 
Polizisten seien „Schergen der Unterdrückung durch den so-
genannten Staat“. 

Alle zwei Monate erscheint auf der Website des Vereins 
das „Online-Journal: Der Mensch in (Un-)Freiheit“, das in sei-
ner Aufmachung einer gedruckten Zeitung gleicht, aber nicht 
als Printversion verfügbar ist. In diesem Online-Journal ver-
öffentlichen B und andere Mitglieder des Netzwerks, aber 
auch externe Autoren Beiträge, in denen die staatliche Ordnung 
in der Bundesrepublik Deutschland unter anderem als „so un-
gerecht“ bezeichnet wird, dass „fast alle“ Mittel im „Kampf 
gegen die Unterdrückung“ gerechtfertigt seien. 

Weiterhin beschreibt ein Artikel des B, warum das derzei-
tige politische System von Grund auf korrumpiert sei: Das 
läge zu einem großen Teil an den politischen Parteien, die es 
in ihrer aktuellen Form abzuschaffen gelte und andererseits an 
dem Instrument der freien Wahlen, die vorgäben der Demo-
kratie zu dienen, aber tatsächlich nur den Zweck verfolgten, 
einer kleinen Herrscherklasse den Anstrich der Legitimität zu 
verleihen. Aus diesem Grund müsse man diese in jeder mög-
lichen Form behindern. Letztlich sei schließlich jede Partei im 
Wettbewerb um die Macht im Grundansatz und in ihrem 
Bestreben totalitär. Statt diesen solle es künftig vielmehr nur 
noch eine einzige „Nicht-Partei“ für alle geben, die alle Inte-
ressen vereine und auch alle widerstreitenden Interessen ver-
trete. 

Unter der Rubrik „Erfolgreiche Aktionen“ wird – neben 
Fällen unentdeckten Schwarzparkens und Fahrradfahrens in der 
Fußgängerzone sowie Ungehorsams gegen Behörden – von 
teilweise erheblichen Sachbeschädigungen und Übergriffen 
gegen Polizeibeamte berichtet. Dabei heißt es etwa im Journal 
vom Februar 2012 in einer solchen „Erfolgsmeldung“: 
 

„Am 01. Januar 2012 haben wir kurz nach Mitternacht ei-
nen Mannschaftswagen und zwei Funkstreifen an der Wit-
telsbacher Brücke in München mit Steinen angegriffen. 
Die Funkstreifen waren danach nicht mehr einsatzfähig. 

                                                 
* Dr. Maxi Koemm ist Akad. Rätin a.Z. am Lehrstuhl für 
Öffentliches Recht, insbesondere Kirchenrecht sowie Deut-
sches Staats- und Verwaltungsrecht an der Ludwig-Maximi-
lians-Universität in München (Prof. Dr. Stefan Korioth). 
Jonas Marx ist Wiss. Mitarbeiter an diesem Lehrstuhl. 

Die feiernden Menschen auf der Brücke honorierten unsere 
Aktion mit Applaus.“ 

 
Unter derselben Rubrik berichtet im Journal vom April 2013 
der Leser „Anonymous78“: 
 

„Wir haben gestern Abend am Rande des Englischen Gar-
tens einen Streife fahrenden Bullenwagen mit Pflasterstei-
nen zerlegt. […] Wir hoffen auf Nachahmung. […] Es ist 
sehr einfach, die feigen Schweine, die nur in ihrer Gruppe 
stark sind, aber alleine im Pflasterhagel nur das Rennen 
kennen, Angst zu lehren... also tut es! Gegen diesen Staat 
und seine Handlanger mit allen Mitteln und auf allen Ebe-
nen!“ 

 
Die „Erfolgsmeldungen“ werden vorab durch die aus allen 
Netzwerkmitgliedern bestehende Redaktion ausgewählt und 
teilweise redigiert. Dabei werden vor allem die besonders 
radikalen Beiträge berücksichtigt.  

Insbesondere aufgrund der beiden Veröffentlichungen vom 
Februar 2012 und vom April 2013 erscheinen das Netzwerk 
und das Online-Journal im vom Bundesministerium des Innern 
herausgegebenen Verfassungsschutzbericht 2013 im Kapitel 
„Linksextremismus“ in der Rubrik „Verdachtsfälle: Anarchis-
tische Strömungen – Publikationen, Medien“. In dem Bericht 
heißt es, es bestehe der Verdacht aggressiv feindlichen Vor-
gehens gegen die Verfassung. Die das Netzwerk betreffende 
Passage ist als Verdachtsfall farblich und räumlich von der 
Sektion über die als nachweislich verfassungsfeindlich einge-
schätzten Organisationen getrennt. Inhaltlich werden insbe-
sondere die „Erfolgsmeldungen“ dahingehend beurteilt, dass 
sie bewusst so ausgewählt würden, dass sie eine aggressiv 
kämpferische Stimmung gegen den Staat und seine Bediens-
teten und gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung 
des Grundgesetzes schürten. Die „Erfolgsmeldungen“, so heißt 
es weiter, würden offensichtlich dazu dienen, die Missach-
tung von Gesetzen und das aggressive Verhalten gegenüber 
Polizisten und „dem Staat insgesamt“ positiv zu konnotieren 
und somit zu einem solchen Verhalten aufzurufen. Zwar leg-
ten nicht alle Beiträge im Online-Journal des Netzwerkes den 
Verdacht der Verfassungsfeindlichkeit nahe, eine klare Linie 
bei der Auswahl auch der externen Beiträge sei allerdings 
augenscheinlich. 

B ist empört über die Erwähnung im Verfassungsschutz-
bericht. Erstens könnten doch nicht einfach Meinungsäuße-
rungen in einer Zeitung als Anhaltspunkt dafür herangezogen 
werden, die Verfassungsfeindlichkeit des Journals und des 
Netzwerks oder einen solchen Verdacht festzustellen. Eine 
solche Betrachtung verböte Art. 5 GG. Medien seien doch 
gerade dazu da, das gesamte Meinungsspektrum abzubilden. 
Außerdem würden – was zutrifft – gerade die „Erfolgsmel-
dungen“ jedenfalls überwiegend nicht von Mitgliedern des 
Netzwerks, sondern von Außenstehenden verfasst. Hiervon 
könne ja wohl nicht auf die Verfassungsfeindlichkeit des Netz-
werks geschlossen werden. Das sei eine Haftung für die Schuld 
anderer, die es in einem echten Rechtsstaat nicht geben dürfe. 
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Darüber hinaus ist B der Meinung, dass § 16 Abs. 3 BVerf-
SchG den speziellen Anforderungen des Art. 5 Abs. 2 GG 
nicht genüge, weil sich der Verfassungsschutzbericht gerade 
gegen seine Meinung über den Staat richte. 

Die gegen die Erwähnung des Journals und des Netzwerks 
im Verfassungsschutzbericht erhobene Klage wird in allen In-
stanzen abgewiesen. Das letztinstanzliche Urteil ergeht am 
2.4.2014. 

Gegen die letztinstanzliche Entscheidung will B für den 
Verein Rechtsschutz erlangen. Dazu versucht er am 2.5.2014, 
um 22.15 Uhr ein Fax auf den Weg zu bringen. Wegen tech-
nischer Probleme des Empfangsgerätes wird dieses allerdings 
erst am 3.5.2014 um 00.21 Uhr vom Faxgerät des Verfassungs-
gerichts empfangen und ausgedruckt. Gemäß dem Faxbuch 
und den Faxprotokollen des Bundesverfassungsgerichts war 
der Faxanschluss des Gerichts an diesem Tag ab etwa 20.00 
Uhr für circa vier Stunden belegt. Das Bundesministerium des 
Innern wendet daraufhin gegen den Antrag ein, er sei erstens 
verfristet und zweitens auch nicht formgerecht gestellt worden. 
Dem entgegnet B, dass er das Fax ja rechtzeitig auf den Weg 
gebracht habe. Man könne ja wohl von einem Gericht erwar-
ten, dass eine dreiseitige Faxnachricht innerhalb von knapp 
zwei Stunden übermittelt und ausgedruckt werde. Da die 
Gründe für die Verspätung außerhalb seiner Macht lägen, 
müsse die Frist jedenfalls verlängert werden. Er stellt deshalb 
auch einen darauf gerichteten Antrag. 

Hat der Antrag gegen die letztinstanzliche Entscheidung 
des Gerichts Aussicht auf Erfolg? 
 
Bearbeitervermerk 
Es ist ein umfassendes Rechtsgutachten zu erstellen. Sollten 
Sie zu dem Ergebnis kommen, dass der Antrag unzulässig ist 
oder im Sachverhalt angesprochene Probleme aufgrund des 
Prüfungsumfangs des Gerichts nicht zu klären sind, hat die 
Erörterung dieser Gesichtspunkte im Rahmen eines Hilfsgut-
achtens zu erfolgen. 
 
Folgender fiktiver § 16 Abs. 3 BVerfSchG ist als formell ver-
fassungsgemäß zugrundezulegen: 
 

„[…] Abs. 3: In den Bericht nach Abs. 2 können auch 
ausdrücklich als solche gekennzeichnete Verdachtsfälle 
aufgenommen werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte 
den Verdacht einer Bestrebung oder Tätigkeit nach § 3 
Abs. 1 dieses Gesetzes begründen.“ 

 
Schwerpunkte und Bewertung der Klausur 
Die Schwerpunkte dieser Anfängerhausarbeit zu den Grund-
rechten liegen zum einen in der Schutzbereichsprüfung, zum 
anderen auf der Ebene der Rechtfertigung. Hinsichtlich des 
Schutzbereichs musste zwischen den verschiedenen Grund-
rechten des Art. 5 GG differenziert werden und die Meinungs-
freiheit von den sog. Medienfreiheiten abgegrenzt werden. 
Dabei hatten die Bearbeiter sich mit der Problematik der „Kon-
vergenz“ der Medien auseinanderzusetzen. Auf der Recht-
fertigungsebene waren insbesondere Problembewusstsein und 
eine plausible Einordnung der im Sachverhalt aufgeworfenen 
Probleme gefordert. Insbesondere die Problematik, ob von 

medialen Äußerungen auf eine verfassungsfeindliche Haltung 
geschlossen werden darf, musste an geeigneter Stelle disku-
tiert werden. Zusätzlich war die Wiedereinsetzung im Verfas-
sungsprozessrecht zu erörtern. 

Die Hausarbeit wurde im Sommersemester 2014 im Rah-
men des Grundkurses Öffentliches Recht an der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München gestellt. Dabei galt eine Seiten-
zahlbegrenzung von 20 Seiten. Die Studierenden erreichten 
ein durchschnittliches Ergebnis von 6,7 Punkten bei einer 
Durchfallquote von 16,18 %. 
 
Lösung 
Die Verfassungsbeschwerde hat Erfolg, wenn das Bundesver-
fassungsgericht zuständig ist (A.) und sie zulässig (B.) und 
begründet (C.) ist. 
 
A. Zuständigkeit des Bundesverfassungsgerichts  
Das Bundesverfassungsgericht ist für Verfassungsbeschwerden 
gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, §§ 13 Nr. 8a, 90 ff. BVerf-
GG zuständig. 
 

Hinweis: Aufgrund des Enumerationsprinzips wird hier die 
Zuständigkeit als gesonderter Punkt vor die Zulässigkeits-
prüfung gezogen. Es ist jedoch ebenfalls vertretbar diese 
in der Zulässigkeit zu prüfen. 

 
B. Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde des Vereins 

I. Beschwerdefähigkeit (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, §§ 13 
Nr. 8a, 90 Abs. 1 BVerfGG) 
Die Beschwerdefähigkeit setzt die Grundrechtsfähigkeit der 
Beschwerdeführerin hinsichtlich der von ihr als verletzt ge-
rügten Grundrechte (hier: Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG) voraus. 

Der Verein „Der Mensch in Freiheit e.V.“ ist eine juristi-
sche Person des Privatrechts, für deren Grundrechtsfähigkeit 
Art. 19 Abs. 3 GG maßgeblich ist. Nach diesem gelten die 
Grundrechte auch für inländische juristische Personen, soweit 
sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. 
 
1. Juristische Person (im Sinne des Art. 19 Abs. 3 GG) 

Art. 19 Abs. 3 GG liegt ein eigenständiger Begriff der „juris-
tischen Person“ zugrunde, der nicht auf zivilrechtliche Be-
grifflichkeiten abstellt. Bestimmungen des einfachen Rechts, 
etwa des Zivilrechts, kann insofern nur eine indizielle Funktion 
zukommen. Maßgeblich ist die Entscheidungsfähigkeit der Per-
sonenmehrheit, was eine gewisse Konsistenz und eine geord-
nete Binnenstruktur voraussetzt.1 

Diese Voraussetzungen sind jedenfalls dann gegeben, wenn 
der Personenvereinigung nach einfachem Recht die Möglich-
keit, Trägerin von Rechten und Pflichten sein zu können, ein-
geräumt wird. Da „Der Mensch in Freiheit e.V.“ als Verein 
eine juristische Person des Privatrechts ist (§ 21 BGB), ist er 
demnach auch eine juristische Person im Sinne von Art. 19 
Abs. 3 GG. 
 
                                                 
1 Hillgruber/Goos, Verfassungsprozessrecht, 3. Aufl. 2011, 
Rn. 117. 
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2. Inländisch 

Diese müsste auch inländisch sein. Maßgeblich ist hier nach 
überwiegender Auffassung der effektive Verwaltungssitz, der 
sich nach dem tatsächlichen Aktionszentrum bestimmt.2 Der 
Verein agiert laut Sachverhalt deutschlandweit, so dass das 
tatsächliche Aktionszentrum im Inland liegt und der Verein 
„Der Mensch in Freiheit e.V.“ eine inländische juristische 
Person i.S.d. Art. 19 Abs. 3 GG ist. 
 
3. Wesensmäßige Anwendbarkeit 

Das betroffene Grundrecht müsste wesensmäßig i.S.d. Art. 19 
Abs. 3 GG auf die juristische Person anwendbar sein. Maß-
geblich für die Beantwortung der Frage nach der wesensmä-
ßigen Anwendbarkeit sind das Wesen des als verletzt gerügten 
Grundrechts und das Wesen der konkreten juristischen Person. 
Hier kommt eine Verletzung von Grundrechten aus Art. 5 
Abs. 1 GG, insbesondere der Pressefreiheit und der Meinungs-
freiheit, in Betracht. Da es sich insoweit nicht um „höchstper-
sönliche“ Grundrechte handelt, können sie generell auf juris-
tische Personen des Zivilrechts angewendet werden.3 

a) Da „die Grundrechte vorrangig dem Schutz der Freiheits-
sphäre des einzelnen Menschen als natürlicher Person gegen 
Eingriffe der staatlichen Gewalt dienen“4, sind nach Ansicht 
des Bundesverfassungsgerichts juristische Personen nur dann 
in den Schutzbereich einzubeziehen, „wenn deren Bildung und 
Betätigung Ausdruck der freien Entfaltung der privaten natür-
lichen Personen ist, insbesondere wenn der ‚Durchgriff‘ auf 
die hinter ihnen stehenden Menschen es als sinnvoll und er-
forderlich erscheinen lässt“.5 Mit diesem Erfordernis eines 
personalen Substrats wird also an die hinter der juristischen 
Person stehenden natürlichen Personen angeknüpft, deren 
Würde und Freiheit in erster Linie durch die Grundrechte 
geschützt sind.6 Die verlegerische Betätigung des Vereins kann 
als Ausdruck der freien Entfaltung und damit der Grundrechts-
ausübung der Vereinsmitglieder verstanden werden, so dass 
es nach der „Durchgriffstheorie“ sinnvoll erscheint, die Grund-
rechtsgeltung auch auf den Personenzusammenschluss zu er-
strecken. 

b) Der in der Literatur vertretenen Gegenansicht zufolge 
begründet Art. 19 Abs. 3 GG für juristische Personen gerade 
eine eigenständige Grundrechtsberechtigung, die über den 
Grundrechtsschutz der hinter ihr stehenden natürlichen Per-
sonen hinausgeht; es könne daher nicht auf den Grundrechts-
schutz jener ankommen, die hinter der juristischen Person ste-
hen.7 Zudem sei ein „personales Substrat“, insbesondere bei 
großen Kapitalgesellschaften, gar nicht oder nur in äußerst 

                                                 
2 BVerfGE 21, 207 (209); Pieroth/Schlink/Kingreen/Poscher, 
Grundrechte, 29. Aufl. 2013, Rn. 163. 
3 Vgl. Volkmann, Staatsrecht II Grundrechte, 2. Aufl. 2011, 
§ 16 Rn. 16 f. 
4 BVerfG JZ 2009, 1069 (1070). 
5 Jüngst wieder BVerfG JZ 2009, 1069 (1070); siehe auch 
BVerfGE 21, 362 (369). 
6 BVerfGE 21, 362 (369). 
7 Pieroth/Schlink/Kingreen/Poscher (Fn. 2), Rn. 168. 

geringer Form vorhanden.8 Es sei vielmehr darauf abzustellen, 
ob die Lage der juristischen Person mit der Lage einer natür-
lichen Person vergleichbar ist, ob also eine „grundrechtstypi-
sche Gefährdungslage“ bestehe (dies sei z.B. bei Art. 12, 14 
GG anzunehmen).9 Insoweit trifft den Verein die gleiche Be-
drohungslage hinsichtlich der verlegerischen Betätigung wie 
eine einzelne natürliche Person. Somit sind die Grundrechte 
aus Art. 5 Abs. 1 GG auch nach dieser Ansicht auf den Ver-
ein anwendbar. 
 

Hinweis: Dieser Punkt braucht bei weitem nicht so aus-
führlich behandelt zu werden. 

 
4. Zwischenergebnis 

Damit ist die Beschwerdefähigkeit des Vereins gegeben. 
 
II. Prozessfähigkeit 
Juristische Personen sind nicht prozessfähig, es handeln ihre 
gesetzlichen Vertreter. Ein Verein wird durch seinen Vorstand, 
im Fall also das „Netzwerk“ durch den B, gerichtlich vertre-
ten (§ 26 Abs. 1 S. 2 BGB). 
 
III. Beschwerdegegenstand (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, 
§§ 13 Nr. 8a, 90 Abs. 1 BVerfGG) 
Möglicher Beschwerdegegenstand ist jeder Akt der öffentli-
chen Gewalt (vgl. Art. 1 Abs. 3 GG: Gesetzgebung, vollzie-
hende Gewalt, Rechtsprechung). Der Verein wendet sich gegen 
die Erwähnung im vom Bundesministerium des Innern heraus-
gegebenen Verfassungsschutzbericht und gegen die diese be-
stätigenden Urteile. 
 
IV. Beschwerdebefugnis (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, §§ 13 
Nr. 8a, 90 Abs. 1 BVerfGG) 
Nach § 90 Abs. 1 BVerfGG muss der Beschwerdeführer be-
haupten, in einem seiner Grundrechte oder grundrechtsgleichen 
Rechte verletzt zu sein, d.h. es muss die Möglichkeit einer 
Grundrechtsverletzung bestehen und der Beschwerdeführer 
muss selbst, gegenwärtig und unmittelbar betroffen sein. 

Eine Grundrechtsverletzung ist möglich, wenn sie nicht 
von vornherein nach jeder Betrachtungsweise ausgeschlossen 
ist. Die Erwähnung im Verfassungsschutzbericht hat zwar di-
rekt keine Auswirkungen auf die Tätigkeit als Herausgeber 
einer Online-Zeitung. Die Erwähnung im Verfassungsschutz-
bericht hat jedoch, auch wenn nur ein Verdacht geäußert wird, 
eine stigmatisierende Wirkung, die zumindest einen mittel-
baren Eingriff in das Grundrecht aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG 
bedeutet. Mithin ist also nicht ausgeschlossen, dass darin auch 
eine Grundrechtsverletzung liegt. Eine solche ist damit mög-
lich. 

Der Beschwerdeführer müsste selbst, gegenwärtig und 
unmittelbar betroffen sein. Der Verein macht eine Verletzung 
in eigenen Grundrechten geltend, die schon vorliegt und noch 
andauert, er ist daher selbst und gegenwärtig betroffen. Weiter-

                                                 
8 Krebs, in: v. Münch/Kunig, Grundgesetzkommentar, 6. Aufl. 
2012, Art. 19 Rn. 44. 
9 Pieroth/Schlink/Kingreen/Poscher (Fn. 2), Rn. 168. 
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hin trifft ihn die Erwähnung, ohne dass es eines umsetzenden 
Rechtsakts bedarf; der Verein ist damit auch unmittelbar be-
troffen. 
 
V. Rechtswegerschöpfung und Subsidiarität der Verfas-
sungsbeschwerde 
Der Rechtsweg wurde laut Sachverhalt ausgeschöpft. 
 
VI. Form und Frist (§§ 23 Abs. 1, 92, 93 Abs. 3 BVerfGG) 
1. Form 

Ein Antrag vor dem Bundesverfassungsgericht ist nach § 23 
Abs. 1 S. 1 BVerfGG schriftlich zu stellen. Fraglich ist, ob 
der Antrag, den B für den Verein per Fax stellte, diesem Er-
fordernis genügt. Die Schriftform soll gewährleisten, dass der 
Beschwerde der Inhalt der Erklärung sowie die Person, von 
der sie ausgeht, hinreichend zuverlässig entnommen werden 
können. Ferner soll deutlich werden, dass es sich nicht um 
einen Entwurf, sondern um ein endgültiges und wissentlich 
und willentlich dem Gericht zugeleitetes Schriftstück handelt.10 

Hierfür ist nicht die handschriftliche Unterzeichnung durch 
den Beschwerdeführer vonnöten.11 Vielmehr genügt auch die 
Übersendung mittels Telefax zur Erreichung dieses Zwecks. 
Sie ist daher vom Bundesverfassungsgericht anerkannt.12 Da-
mit genügt auch der Antrag dem Schriftformerfordernis. 
 
2. Frist 

Außerdem müsste die Verfassungsbeschwerde fristgerecht er-
hoben worden sein. Die Frist bei einer Urteilsverfassungs-
beschwerde beträgt gemäß § 93 Abs. 1 S. 1 BVerfGG einen 
Monat ab der Verkündung der Entscheidung, die hier am 2.4. 
2014 erfolgte. Die Frist wird mangels Regelung im BVerfGG 
gemäß § 222 ZPO, §§ 187 ff. BGB analog berechnet.13 Folg-
lich beginnt sie nach § 187 Abs. 1 BGB am 3.4.2014 und 
endet nach § 188 Abs. 2 BGB mit Ablauf des 2.5.2014. Der 
Antrag ging beim Gericht aber erst zum 3.5.2014 beim Bundes-
verfassungsgericht ein. Somit wäre er verfristet. 

Der Beschwerdeführer könnte jedoch einen Anspruch auf 
Wiedereinsetzung nach § 93 Abs. 2 S. 1 BVerfGG haben. Der 
Anwendungsbereich dieser Vorschrift ist eröffnet, da sich die 
Verfassungsbeschwerde gegen eine gerichtliche Entscheidung 
wendet.14 Voraussetzung hierfür ist, dass eine Frist i.S.d. § 93 
Abs. 1 BVerfGG versäumt wurde, ein Hinderungsgrund für 
die Fristwahrung vorliegt und die Versäumung der Frist nicht 
auf dem Verschulden des Beschwerdeführers beruht. 

a) Die Frist des § 93 Abs. 1 BVerfGG wurde versäumt.15 

                                                 
10 Puttler, in: Umbach/Clemens/Dollinger, BVerfGG, 2. Aufl. 
2005, § 23 Rn. 5. 
11 BVerfGE 15, 288 (291). 
12 Vgl. BVerfGK NJW 2001, 3473; BVerfGK NJW 2000, 574. 
13 Vgl. Zuck, Das Recht der Verfassungsbeschwerde, 4. Aufl. 
2013, Rn. 832. 
14 Zum Anwendungsbereich siehe Heusch/Sennekamp, in: 
Umbach/Clemens/Dollinger (Fn. 10), § 93 Rn. 37. 
15 Dies wäre etwa dann nicht der Fall, wenn die Frist nicht zu 
laufen begonnen hat, etwa mangels Zustellung, oder wenn die 

b) Ein Hinderungsgrund liegt vorliegend in den technischen 
Problemen beim Empfangsgerät. 

c) Weitere Voraussetzung ist, dass der Beschwerdeführer 
„ohne Verschulden“ verhindert war, die Frist einzuhalten. Ver-
schulden liegt vor, wenn die Frist wegen vorsätzlichen oder 
fahrlässigen Verhalten überschritten wurde. Dabei dürfen die 
individuell zu ermittelnden Sorgfaltspflichten wegen Art. 19 
Abs. 4 GG nicht überspannt werden.16 B hatte am letzten Tag 
der Frist um 22.15 Uhr versucht, das Telefax auf den Weg zu 
bringen. Dies war erfolglos, weil gemäß dem Faxbuch und 
den Faxprotokollen des Bundesverfassungsgerichts der Fax-
anschluss des Gerichts an diesem Tag ab etwa 20:00 Uhr für 
circa vier Stunden belegt war. Bei den Absendungs- und Be-
förderungsfehlern sind die in die Sphäre des absendenden Be-
schwerdeführers fallenden Umstände von jenen, die Dritte zu 
verantworten haben, zu unterscheiden.17 Technische Probleme 
des Empfangsgeräts fallen danach grundsätzlich nicht in die 
Sphäre des Beschwerdeführers. Teil der Sorgfaltspflicht des 
Beschwerdeführers bleibt es hingegen, einen über die eigent-
liche Dauer des Faxvorgangs hinausgehenden Sicherheits-
zuschlag für die Übermittlung und das Ausdrucken vorzuse-
hen.18 Dies ist vergleichbar den Grundsätzen zur rechtzeitigen 
Absendung per Post, auch hier ist der regelmäßige Betriebs-
ablauf zugrunde zu legen.19 Ein gewöhnlicher Faxvorgang 
dauert bei einem Antragsumfang von wenigen Seiten nur we-
nige Minuten. Folglich hat B jedenfalls mit der Dauer von 
einer Stunde und 45 Minuten genug Zeit eingeplant, um bei 
etwaigen technischen Problemen mehrmals zu versuchen, die 
Antragsschrift zuzusenden. Somit bleibt es beim Grundsatz, 
dass die technischen Probleme des Empfangsgeräts ausschließ-
lich in der Sphäre des Gerichts liegen. Folglich wurde die 
Frist von B für den Verein unverschuldet versäumt. 

d) Deswegen ist dem Verein bei einem entsprechenden An-
trag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 
Nachdem der Antrag laut Sachverhalt durch den vertretungs-
berechtigten (s.o.) B für den Verein gestellt wurde, gilt die 
Frist als nicht versäumt, sodass die Antragsschrift vom 3.5. 
2014 die Frist wahren kann. 
 
VII. Zwischenergebnis zur Zulässigkeit 
Die Verfassungsbeschwerde des Vereins ist zulässig. 
 
C. Begründetheit der Verfassungsbeschwerde des Vereins 
Die Verfassungsbeschwerde des Vereins ist begründet, wenn 
er durch die Erwähnung im Verfassungsschutzbericht in einem 
seiner Grundrechte (oder grundrechtsgleichen Rechte) verletzt 
ist. Das ist der Fall, wenn die Erwähnung im Verfassungs-
schutzbericht in den Schutzbereich eines Grundrechts (oder 

                                                                                     
Frist noch nicht abgelaufen ist. Dazu Heusch/Sennekamp 
(Fn. 14), § 93 Rn. 38. 
16 BVerfG, Beschl. v. 15.1.2014 – 1 BvR 1656/09, Rn. 35 
(juris); vgl. auch bereits BVerfGE 25, 158 (166). 
17 Heusch/Sennekamp (Fn. 14), § 93 Rn. 56 m.w.N. 
18 BVerfG, Beschl. v. 15.1.2014 – 1 BvR 1656/09, Rn. 36 
(juris); so auch Heusch/Sennekamp (Fn. 14), § 93 Rn. 57. 
19 Heusch/Sennekamp (Fn. 14), § 93 Rn. 56 m.w.N. 
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grundrechtsgleichen Rechts) eingreift und dieser Eingriff nicht 
gerechtfertigt ist. 

In Betracht kommt hier eine Verletzung der Pressefreiheit 
(Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG) und der Meinungsfreiheit (Art. 5 
Abs. 1 S. 1 GG). 
 
I. Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG) 
1. Schutzbereich 

a) Persönlicher Schutzbereich 

Der Verein ist Träger des Grundrechts (s.o.); damit ist der per-
sönliche Schutzbereich eröffnet. 
 
b) Sachlicher Schutzbereich 

Der sachliche Schutzbereich müsste eröffnet sein. Art. 5 Abs. 1 
S. 2 GG umfasst mehrere Grundrechte. Neben der Pressefrei-
heit werden auch die Rundfunkfreiheit und die Filmfreiheit 
geschützt. Diese sog. Medienfreiheiten sollen die Vorausset-
zungen für die öffentliche Meinungsbildung sichern, für die 
den Medien eine überragende Bedeutung zukommt.20 Das 
Charakteristikum der Medienfreiheiten ist dabei, dass die jour-
nalistische oder publizistische Tätigkeit sich an einen unbe-
stimmten Adressatenkreis richtet.21 
 
aa) Einheitliches Grundrecht der Medienfreiheit? 

Dabei bedarf es weiterhin einer Abgrenzung zwischen den 
einzelnen Medienfreiheiten, Ansätze zur Herausbildung einer 
übergreifenden allgemeinen Medienfreiheit sind abzulehnen.22 
Zwar gilt für die Medienfreiheiten ein einheitlicher Schranken-
vorbehalt, doch unterscheiden sich die Schutzbereiche der ein-
zelnen Medienfreiheiten teilweise erheblich. So kennzeichnet 
insbesondere die Rundfunkfreiheit, die maßgeblich vom öffent-
lichen Auftrag des Rundfunks geprägt ist, eine rechtliche und 
tatsächliche Sondersituation.23 
 

Hinweis: Eine a.A. ist sehr gut vertretbar. 
 
 
 
                                                 
20 BVerfGE 20, 162 (175f.); 85, 1 (12); Schulze-Fielitz, in: 
Dreier (Hrsg.), Grundgesetz Kommentar, Bd. 1, 3. Aufl. 2013, 
Art. 5 I, II Rn. 87. 
21 Fechner, in: Stern/Becker, Grundrechte-Kommentar, 2010, 
Art. 5 Rn. 59; Ladeur, Hamburger Kommentar zum gesamten 
Medienrecht, 2. Aufl. 2012, 3. Abschnitt Rn. 18. 
22 Degenhart, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 168. 
EL (Stand: Juli 2014), Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 20 m.w.N., auch 
zur Gegenansicht, die etwa Fechner (Fn. 21), Art. 5 Rn. 58, 
vertritt. Teilweise werden neue Erscheinungsformen der Medi-
en auch als solche sui generis eingeordnet, so etwa Degenhart 
(ebenda), Art. 5 Rn. 375 ff.; ablehnend Fink, in: Spindler/ 
Schuster (Hrsg.), Recht der elektronischen Medien, 2. Aufl. 
2011, C. Verfassungsrecht III. Pressefreiheit Rn. 29 f. 
23 Vgl. Fink (Fn. 22), C. Verfassungsrecht III. Pressefreiheit 
Rn. 30. Zur Rundfunkfreiheit siehe jüngst das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zur Verfassungswidrigkeit des ZDF-
Staatsvertrags v. 25.3.2014 – 1 BvF 1/11 und 4/11. 

bb) Begriff der Presse, Verkörperungserfordernis? 

Presse meint zunächst im engen Sinne „alle zur Verbreitung 
an die Allgemeinheit bestimmten Druckerzeugnisse“.24 In die-
sem Sinne wären unter Druckerzeugnissen nur solche zu ver-
stehen, die auf einem körperlichen Trägermedium abgebildet 
sind. Dabei ist nicht erforderlich, dass auf dem Trägermedium 
visuell der Inhalt des Presseerzeugnisses sichtbar wird, sondern 
auch Ton- und Bildträger können geeignete Verkörperungen 
von Presseerzeugnissen darstellen. 

(1) Dies soll nach einer Auffassung geeignet sein, eine 
trennscharfe Abgrenzung zwischen den Medienfreiheiten, ins-
besondere zwischen der Pressefreiheit und der Rundfunkfrei-
heit zu gewährleisten.25 Das Online-Journal wäre nach dieser 
Definition kein Presseerzeugnis. Vielmehr könnte es nur dem 
entwicklungsoffenen Begriff des Rundfunks zugeordnet wer-
den.26 Deswegen wird ein reines27 Online-Angebot der Presse-
freiheit unter Zugrundelegung eines engen Pressebegriffs we-
gen seiner fehlenden Verkörperung nicht zugerechnet.28 

(2) Dagegen kann jedoch eingewendet werden, dass auch 
der Begriff der Presse entwicklungsoffen ist.29 Eine plausible 
Differenzierung zwischen einem journalistischen Online-An-
gebot und der gedruckten Form ist nicht ersichtlich und wird 
durch das Ineinanderfließen der verschiedenen Medien immer 
weniger durchführbar und nachvollziehbar. Der Verfassungs-
gesetzgeber hat seinerzeit bezweckt, in Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG 
alle bekannten Phänomene der Massenkommunikation zu nor-
mieren. Auch ein Onlineangebot stellt ein solches Phänomen 
der Massenkommunikation dar und muss insofern den Medien-
freiheiten zugerechnet werden. 

(3) Die Abgrenzung bei der Zuordnung anhand der techni-
schen Herstellung eines Trägermediums vermag die verschie-
denen Entwicklungen der Digitalisierung im Internetzeitalter 
nicht mehr aufzufangen. Die Unterscheidung der verschiedenen 
Kommunikationsfreiheiten ist wegen der Marginalisierung der 
Pressefreiheit im Bezug auf neue Medien gestört. Ein sinnvol-
ler Ausgleich kann erreicht werden, indem die Tätigkeiten, 
die aufgrund des technischen Fortschritts noch nicht bekannt 
waren, der Ausprägung derjenigen Medienfreiheit zugerechnet 
werden, der der normierten Ausprägung am ähnlichsten ist30, 
sofern man die Medienfreiheiten nicht als einheitliches Grund-
recht sehen will, was hier (s.o.) bereits abgelehnt wurde.31 
Das entspricht einer Abgrenzung über die grundrechtstypische 

                                                 
24 Schulze-Fielitz (Fn. 20), Art. 5 Rn. 89; Degenhart (Fn. 22), 
Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 361. 
25 Schulze-Fielitz (Fn. 20), Art. 5 Rn. 91; Neuhoff, ZUM 
2012, 371 (377). 
26 Schulze-Fielitz (Fn. 20), Art. 5 I, II Rn. 91. 
27 Ausschließlich bei elektronischer Alternativverbreitung von 
gedruckten Presseerzeugnissen ist nach Degenhart (Fn. 22), 
Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 377, der Schutzbereich der Presse-
freiheit eröffnet („funktionelles Pressesurrogat“). 
28 Kube, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staats-
rechts, Bd. 4, 3. Aufl. 2006, § 91 Rn. 19 m.w.N. 
29 Schulze-Fielitz (Fn. 20), Art. 5 I, II Rn. 90; Degenhart 
(Fn. 22), Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 370. 
30 Vgl. Ladeur (Fn. 21), 3. Abschnitt Rn. 15. 
31 So etwa Fechner (Fn. 21), Art. 5 Rn. 58. 
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Gefährdungslage.32 So wird bei sich ähnelnden Betätigungs-
feldern derselbe Schutzbereich eröffnet und die Unterschei-
dung zwischen Presse und Rundfunk zukunftsfähig.33 Für eine 
Online-Zeitung ist das einschlägige Grundrecht danach die 
Pressefreiheit. 

Somit ist für die Herausgabe des Online-Magazins durch 
den Verein auch der sachliche Schutzbereich der Pressefreiheit 
grundsätzlich eröffnet. 
 

Hinweis: Eine a. A. ist sehr gut vertretbar. 
 

Allgemeiner Hinweis zur Schutzbereichsprüfung: Selbst-
verständlich darf hier auch die Zuordnung der Tätigkeit 
zur Rundfunkfreiheit vertreten und am Kriterium der Kör-
perlichkeit festgehalten werden. Auch darf der – angesichts 
der Konvergenz der Medien plausible – Ansatz verfolgt 
werden, Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG als einheitliches Grund-
recht (s.o.) zu verstehen. Insoweit ergeben sich hinsicht-
lich der weiteren Prüfung in der hier vorliegenden Kon-
stellation jedoch keine Abweichungen. 

 
cc) Abgrenzung zur Meinungsfreiheit 

Fraglich ist, ob sich etwas anderes daraus ergibt, dass die 
Aufnahme in den Verfassungsschutzbericht aufgrund bestimm-
ter Äußerungen (in der Zeitung) erfolgte. Insoweit könnte die 
Meinungsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG einschlä-
gig sein und in dieser Fallkonstellation insoweit der Presse-
freiheit in ihrem Anwendungsbereich als spezielleres Grund-
recht vorgehen. 

Die Meinungsfreiheit schützt grundsätzlich jede präskrip-
tive Wertung, d.h. jedes Dafürhalten, jede Ansicht, jede Über-
zeugung und jedes Urteil.34 Die in der Zeitung geäußerten 
Ansichten sind damit jedenfalls teilweise, d.h. soweit sie sich 
als Meinungsäußerung in diesem Sinne darstellen – was zu-
mindest für die Passagen, die Grundlage für die Aufnahme in 
den Verfassungsschutzbericht waren, gilt – von der Meinungs-
freiheit umfasst. Schützt die Meinungsfreiheit den Inhalt einer 
Äußerung, könnte die Pressefreiheit lediglich dann einschlä-
gig sein, wenn im Einzelfall die Presse in ihrer „institutionel-
len Eigenständigkeit“ betroffen ist.35 Hier könnte man anneh-
men, dass durch die Erwähnung der Zeitung und des Netz-
werks als solchen im Verfassungsschutzbericht gerade diese 
institutionelle Komponente betroffen ist, auch wenn der Anlass 
für die Aufnahme in den Bericht bestimmte Meinungsäuße-
rungen waren. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass auch 
die Pressefreiheit stets eine äußerungsbezogene Komponente 
aufweist.36 Nach alledem betrifft die staatliche Maßnahme hier 
die Pressefreiheit, denn sie „trifft das Presseerzeugnis selbst 

                                                 
32 Möllers, AfP 2008, 241 (244). 
33 Fiedler, AfP 2011, 15 (16). 
34 Schulze-Fielitz (Fn. 20), Art. 5 I, II Rn. 62. 
35 BVerfGE 10, 118 (121); so auch Degenhart (Fn. 22), Art. 5 
Abs. 1 und 2 Rn. 10. Zu berücksichtigen ist, dass die institutio-
nelle Garantie der Pressefreiheit nicht vorrangig oder gegen-
sätzlich zur Abwehrfunktion, sondern freiheitsverstärkend 
wirkt, ebenda Rn. 349. 
36 Degenhart (Fn. 22), Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 10. 

und beeinflusst die Rahmenbedingungen pressemäßiger Betä-
tigung.“ Gegenstand des Verfassungsschutzberichts ist der 
„Hinweis auf den Verdacht, dass die Beschwerdeführerin 
bestrebt sei, mit Hilfe der Zeitung die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung in Bund und Ländern zu beseitigen oder 
außer Geltung zu setzen“. Der Verfassungsschutzbericht greift 
„zum Beleg des angenommenen Verdachts verfassungsfeind-
licher Bestrebungen einzelne Artikel […] heraus, um auf die-
ser Grundlage ein Gesamturteil über die Zeitung und die hin-
ter ihr stehende Gruppierung zu begründen: Die negative Be-
urteilung der Bestrebungen gilt der Organisation, die sich der 
Zeitung als Sprachrohr bedient.“37 
 

Hinweis: Äußerst schwierig zu begründen, gleichwohl auch 
vertretbar, wäre es, Online-Angebote ausschließlich der 
Meinungsfreiheit zuzuordnen. Dem folgende Bearbeiter 
sollten sich vertieft damit auseinandersetzen, dass die spe-
zifische Gefährdungslage eher den klassischen Medien 
(Presse, Rundfunk) ähnelt. 

 
dd) Fremde Meinungsäußerungen 

Vom Schutzbereich umfasst sind sowohl die Verbreitung der 
eigenen Äußerungen des Netzwerks bzw. seiner Mitglieder 
als auch diejenige fremder Meinungsäußerungen.38 Soweit 
durch die Redaktion des Online-Journals in Bezug auf fremde 
Meinungsäußerungen eine Auswahl und Redaktion derselben 
erfolgt, besteht bei der Zurechnung kein Problem.39 
 
2. Eingriff 

Nach dem klassischen Eingriffsbegriff liegt dann ein Eingriff 
vor, wenn das jeweilige staatliche Handeln final, unmittelbar, 
imperativ und rechtsförmig ist. Die Veröffentlichung im Ver-
fassungsschutzbericht dient zwar auch dazu, die Breitenwir-
kung der betreffenden Gruppe einzuschränken40 und ist mithin 
final. Die negative Wirkung des Berichts tritt jedoch nur 
mittelbar durch die vermittelnde Instanz der gewarnten Öffent-
lichkeit zu Tage. Prima facie hindert die Nennung der Online-
Zeitung im Verfassungsschutzbericht den Verein nicht unmit-
telbar an seiner verlegerischen und journalistischen Tätigkeit, 
vielmehr informiert der Staat nur über seine Einschätzung des 
Vereins hinsichtlich des Verdachts seiner Verfassungsfeind-
lichkeit.41 Aber auch mittelbare Beeinträchtigungen können 
einen Eingriff darstellen, wenn sie in ihren Zielsetzungen und 
ihren Wirkungen einem Eingriff in das Grundrecht gleich-

                                                 
37 So BVerfGE 113, 63 (75). 
38 Degenhart (Fn. 22), Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 379. 
39 Degenhart (Fn. 22), Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 379. 
40 Vgl. Murswiek, in: Brink (Hrsg.), Gemeinwohl und Verant-
wortung, Festschrift für Hans Herbert von Arnim zum 65. 
Geburtstag, 2004, S. 481 (484). 
41 Für einen Überblick zur Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur staatlichen Informationstätigkeit und zum 
Meinungsstand in der Literatur siehe Volkmann (Fn. 3), § 16 
Rn. 25 ff.; kritisch zur verfassungsgerichtlichen Rechtspre-
chung Schoch, NVwZ 2011, 193 m.w.N. 
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kommen.42 Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG gewährt den Trägern der 
Pressefreiheit daher ein subjektives Abwehrrecht auch gegen 
Beeinträchtigungen, die mittelbar über eine Einflussnahme des 
Staates auf Dritte eintreten, etwa dadurch, dass das Verhalten 
dieser Dritten die publizistischen Wirkungsmöglichkeiten oder 
die finanziellen Erträge des Presseorgans in einer Weise nach-
teilig beeinflusst, die einem Eingriff gleichkommt. Nach dem 
modernen Eingriffsbegriff43 ist ein Eingriff jede dem Staat 
zurechenbare Maßnahme, die dem Einzelnen ein Verhalten, 
das in den Schutzbereich eines Grundrechts fällt, ganz oder 
teilweise unmöglich macht.44 Dass über faktische Nachteile 
des Informationshandelns hinaus rechtliche Auswirkungen an 
die staatliche Maßnahme geknüpft sein müssen – wie der 
Zweite Senat im Jahre 1975 für den Bereich des Art. 21 GG 
angenommen hat45 – ist demgegenüber, konsequent mit Blick 
auf die Abkehr vom traditionellen engen Eingriffsbegriff, nicht 
Voraussetzung dafür, dass die Pressefreiheit beeinträchtigt 
sein kann. 

Die Nennung eines Vereins und des Verdachts seiner Ver-
fassungsfeindlichkeit im Verfassungsschutzbericht stellt da-
bei kein gewöhnliches Informationshandeln dar.46 Der Ver-
fassungsschutzbericht zielt vielmehr gerade auf die Abwehr 
von Gefahren.47 Der Staat bewertet Organisationen und Publi-
kationen in ihrer Verfassungsfeindlichkeit, was insoweit appel-
lativen Charakter hat, als dass er den Bürgern von der Beteili-
gung, der Unterstützung oder auch der Aufnahme der verbrei-
teten Inhalte abrät.48 Die Nennung im Verfassungsschutz-
bericht hat insoweit auch Sanktionscharakter.49 Für die An-
nahme eines Eingriffs in die Pressefreiheit kommt es demge-
genüber nicht zwingend auf wirtschaftliche Auswirkungen an. 

Somit liegt ein Eingriff in die Pressefreiheit vor. 
 
3. Rechtfertigung 

a) Schranke 

aa) Allgemeine Gesetze (Art. 5 Abs. 2 GG) 

Für eine zulässige Beeinträchtigung der Pressefreiheit müsste 
eine Schrankenregelung vorhanden sein. Art. 5 Abs. 2 GG 
stellt einen qualifizierten Gesetzesvorbehalt für alle Freiheits-
rechte aus Art. 5 Abs. 1 GG auf. Danach darf die Pressefreiheit 
nur durch allgemeine Gesetze eingeschränkt werden. 

                                                 
42 BVerfGE 113, 63 (76); 105, 252 (273). 
43 Dazu – im Kontext des Art. 12 GG – Volkmann (Fn. 3), 
§ 16 Rn. 34 ff.  
44 Hillgruber, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des 
Staatsrechts, Bd. 9, 3. Aufl. 2011, § 200 Rn. 84, 89. 
45 BVerfGE 40, 287 (293). 
46 Zu staatlichem Informationshandeln und der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts siehe Volkmann (Fn. 3), § 16 
Rn. 25 ff.; kritisch Schoch, NVwZ 2011, 193 m.w.N. 
47 Vgl. §1 Abs. 1 VerfSchGG: „Der Verfassungsschutz dient 
dem Schutz der freiheitlich demokratischen Grundordnung, des 
Bestandes und der Sicherheit des Bundes und der Länder.“ 
48 Vgl. Murswiek (Fn. 40), S. 484. 
49 BVerfGE 113, 63 (77); vgl. auch Murswiek, NVwZ 2004, 
769 (773); a.A. Gusy, NVwZ 1986, 6, der jedoch einen Eingriff 
bejaht. 

Als beschränkendes Gesetz kommt hier § 16 Abs. 3 BVerf-
SchG in Betracht. Fraglich ist, ob es sich dabei um ein allge-
meines Gesetz handelt. Darunter werden solche Gesetze ver-
standen, die sich nicht gegen bestimmte Meinungen oder die 
Meinungsfreiheit als solche richten und dem Schutz eines 
schlechthin, ohne Rücksicht auf eine bestimmte Meinung zu 
schützenden Rechtsguts dienen.50 
 

Hinweis: Diese heute allgemein anerkannte Definition kann 
aus Gründen der Schwerpunktsetzung ohne Weiteres zu-
grunde gelegt werden; es wurde jedoch nicht als fehlerhaft 
angesehen, wenn Bearbeiter tiefer in die Problematik ein-
stiegen.51 

 
(1) Die Verfassungsschutzberichte und ihre gesetzlichen 
Grundlagen richten sich gerade gegen die Einstellungen, Auf-
fassungen und Meinungen, die der Staat als verfassungsfeind-
lich qualifiziert.52 Dies spricht gegen eine Einordnung als all-
gemeines Gesetz. 

(2) Zu einem anderen Ergebnis gelangt man, wenn man 
mit dem Bundesverfassungsgericht demgegenüber den zweiten 
Teil der Definition stärker akzentuiert und darauf abstellt, 
dass das durch den Verfassungsschutzbericht geschützte 
Rechtsgut, namentlich die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung in Bund und Ländern, auch unabhängig von Mei-
nungsäußerungen oder Publikationen zu schützen ist.53 Danach 
wäre nicht eine bestimmte Meinung der Regelungsgegenstand 
der Norm, sondern allein das Schutzgut. 

(3) Dass staatlicherseits gegen einzelne Meinungen vorge-
gangen wird, wird auf diese Weise wenn nicht gar verkannt, 
so zumindest verdrängt. In diesem Sinne ist wohl auch der 
Versuch zu verstehen, im Lichte der wehrhaften Demokratie 
(Art. 9 Abs. 2, 18, 21 Abs. 2 GG) die Vorschriften der Ver-
fassungsschutzberichte insgesamt als allgemeine Gesetze i.S.d. 
Art. 5 Abs. 2 GG zu qualifizieren, weil die Verfassung selbst 
diese Meinungen ablehne.54 Außerdem spricht gegen diese 
Auffassung, dass sich so kaum konsistent begründen ließe, 
wieso nicht jegliches Strafgesetz per se ein allgemeines Gesetz 
ist.55 

(4) Dennoch sind die staatlichen Vorgaben nicht gegen ein-
zelne Meinungen und auch nicht gegen den Prozess der freien 
Meinungsbildung gerichtet, sondern dienen einem Zweck, 
den die Verfassung selbst propagiert, nämlich dem Schutz der 
freiheitlich demokratischen Grundordnung. Damit richtet sich 
das Gesetz augenscheinlich nicht gegen die Meinungen als 

                                                 
50 BVerfGE 7, 198 (209 f.); 124, 300 (321 f.). 
51 Zu den verschiedenen, z.T. heute nicht mehr vertretenen 
Auffassungen, etwa Ipsen, Staatsrecht II, 16. Aufl. 2013, 
Rn. 469 ff. m.w.N. 
52 Vgl. Murswiek (Fn. 40), S. 486; vgl. auch bereits Scheuner, 
VVDStRL 22 (1965), 1 (81). 
53 So die Rspr.; vgl. BVerfGE 113, 63 (79); 28, 191 (199 f.); 
27, 71 (86 f.); differenzierender BVerfGE 124, 300 (322 f.). 
54 Degenhart (Fn. 22), Art. 5 Abs. 1 und 2 Rn. 192; vgl. auch 
Schmitt Glaeser, AöR 97 (1972), 296. 
55 In diese Richtung auch bereits Scheuner, VVDStRL 22 
(1965), 1 (81). 
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solche, sondern vor allem gegen Aktivitäten, die der freiheit-
lich demokratischen Grundordnung zuwiderlaufen. Dass da-
von auch Meinungen oder Presseerzeugnisse betroffen sind, 
liegt gerade an der „allgemeinen“ Fassung des Gesetzes, das 
primär gegen die tätige Teilnahme an bestimmten Aktivitäten 
gerichtet ist und erst in zweiter Linie auch Meinungen betrifft. 
Die Befugnis verteidigt das Schutzgut unabhängig davon, ob 
es durch Meinungsäußerungen oder durch andere Aktivitäten 
betroffen ist.56 Somit liegt ein allgemeines Gesetz vor. 
 

Hinweis: Hier ist die a.A. sehr gut vertretbar. Bearbeiter 
sollten es sich jedenfalls in einem Gutachten jedoch nicht 
ganz so „einfach“ machen wie das Verfassungsgericht und 
Verfassungsschutznormen generell als allgemeine Gesetze 
bezeichnen. 
Wenn ein Bearbeiter das Vorliegen eines allgemeinen Ge-
setzes ablehnt, muss eine Rechtfertigung über verfassungs-
unmittelbare Schranken diskutiert und im Ergebnis bejaht 
werden (die Berichterstattung im Verfassungsschutzbericht 
als allgemein nicht rechtfertigbar darzustellen, ist wenig 
plausibel). Diese Rechtfertigung fände sich im Prinzip der 
wehrhaften (streitbaren) Demokratie. Dabei müsste – kurz 
– auch der Frage nachgegangen werden, ob verfassungs-
unmittelbare Schranken nur für vorbehaltlose Grundrechte 
gelten oder auch neben den bestehenden Schrankenrege-
lungen. 

 
bb) Zwischenergebnis 

Somit liegt eine Schrankenregelung vor. 
 
b) Verfassungsmäßigkeit des Schrankengesetzes 

Die Grundrechtsschranke müsste verfassungsgemäß sein. Denn 
ein verfassungswidriges Gesetz vermag ein Grundrecht nicht 
einzuschränken. 
 
aa) Formelle Verfassungsmäßigkeit 

Von der formellen Verfassungsmäßigkeit ist laut Sachverhalt 
auszugehen. 
 
bb) Materielle Verfassungsmäßigkeit 

Das Gesetz müsste auch materiell verfassungsgemäß, also ins-
besondere hinreichend bestimmt und verhältnismäßig sein. 
 
(1) Bestimmtheit 

Ein Gesetz, das in Grundrechte eingreift, muss hinreichend be-
stimmt sein; d.h. die möglichen Folgen der Gesetzesanwen-
dung müssen vorhersehbar sein.57 Das bedeutet im vorliegen-
den Fall, dass für den Grundrechtsberechtigten aus der Norm 
erkennbar sein muss, dass er im Falle eines Verdachts auf 
Verfassungsfeindlichkeit im Verfassungsschutzbericht genannt 
werden kann. § 16 Abs. 3 BVerfSchG kündigt gerade eine 
solche Berichterstattung an. Somit ist das Schrankengesetz 
bestimmt genug. 
                                                 
56 Vgl. BVerfGE 113, 63 (79). 
57 Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck (Hrsg.), Kom-
mentar zum Grundgesetz, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, § 20 Rn. 289. 

(2) Verhältnismäßigkeit 

Das Gesetz muss außerdem verhältnismäßig sein. Dazu müsste 
es einen legitimen Zweck verfolgen und geeignet sowie erfor-
derlich sein, um diesen Zweck zu erfüllen. Es müsste ferner 
angemessen sein. 
 
(a) Legitimer Zweck 

Der legitime Zweck von § 16 Abs. 3 BVerfSchG ist der effek-
tive Schutz der Verfassung im Sinne der streitbaren Demokra-
tie (s.o.): Die Verdachtsberichterstattung in den Verfassungs-
schutzberichten verfolgt das Ziel, über vermutlich verfassungs-
feindliche Bestrebungen möglichst umfassend zu informieren 
und diese zu bekämpfen. 

Damit soll sie die freiheitlich demokratische Grundordnung 
schützen. Der Begriff der freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung ist nicht mit „einem bloßen Typus westlicher Demo-
kratie“ gleichzusetzen58 und zielt in den Worten des Bundes-
verfassungsgerichts auf eine „Ordnung, die unter Ausschluss 
jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche 
Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung 
des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der 
Freiheit und der Gleichheit darstellt.“59 Der Begriff verweist 
auf die tragenden Grundsätze des freiheitlichen demokratischen 
Verfassungsstaats der Bundesrepublik Deutschland.60 Dazu 
zählen jedenfalls „die Achtung vor den im Grundgesetz kon-
kretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der 
Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die Volks-
souveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der 
Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhän-
gigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chan-
cengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf 
verfassungsmäßige Bildung und Ausübung von Opposition.“61 

Somit verfolgt das Gesetz einen von der Verfassung aus-
drücklich geschützten und somit legitimen Zweck. 
 
(b) Geeignetheit 

Geeignet ist das Gesetz, wenn es dem legitimen Zweck zu-
mindest förderlich ist. Dabei kommt der Legislative eine Ein-
schätzungsprärogative zu. Denn nach dem Prinzip der Gewal-
tenteilung ist es Aufgabe des Gesetzgebers, Aufgaben des 
Staatswesens – soweit die Verfassung diese nicht schon genau 
umreißt – zu formulieren und dann die geeigneten Mittel da-
für auszuwählen. 

Die Verdachtsberichterstattung ist den Zielen der Informa-
tion über und der Bekämpfung von verfassungsfeindlichen 
Zielsetzungen und solchen, die im Verdacht der Verfassungs-

                                                 
58 Dem entspräche auch die Weimarer Verfassung, der gegen-
über Art. 18 und Art. 21GG gerade eine Weiterentwicklung 
darstellen, siehe Roggan, in: Roggan (Hrsg.), G-10-Gesetz 
Kommentar, 2012, § 10 Rn. 6. Eingehend dazu Klein, VVD-
StRL 37 (1978), 55. 
59 BVerfGE 2, 1 (1. und 2. Leitsatz – Hervorhebung der 
Verf.); st. Rspr. 
60 Roggan, (Fn. 58), § 10 Rn. 6. 
61 BVerfGE 2, 1 (1. und 2. Leitsatz); st. Rspr. 



   
 

ÜBUNGSFÄLLE  Maxi Koemm/Jonas Marx  
   

 

_____________________________________________________________________________________ 
 

ZJS 5/2014 
544 

feindlichkeit stehen, zumindest förderlich und somit grund-
sätzlich zur Förderung des legitimen Zwecks geeignet.62 
 
(c) Erforderlichkeit 

Das Gesetz ist dann erforderlich, wenn kein milderes gleich 
geeignetes Mittel zur Verfügung steht. Über Verdachtsfälle 
nicht, oder nicht öffentlich, zu berichten wäre schonender, 
aber keinesfalls wäre dem legitimen Ziel damit ebenso gedient. 
Andere mildere Mittel sind nicht ersichtlich. Deswegen ist 
das Gesetz auch erforderlich. 
 
(d) Angemessenheit 

Die Angemessenheit verlangt, dass der legitime Zweck der 
Maßnahme und die Schwere des Eingriffs in einem ausgewo-
genen Verhältnis zueinander stehen. 

Die Nennung im Verfassungsschutzbericht ist ein ein-
schneidendes Mittel, dessen negative Wirkungen vielfältig 
sind.63 Neben der Intensität ist auch die Zahl möglicher Grund-
rechtsbeeinträchtigungen hoch. Bezüglich Vereinigungen be-
deutet die Nennung im Verfassungsschutzbericht einen Ein-
griff in Art. 9 GG; daneben kommt ein Eingriff in Art. 12 GG 
und bei Presseorganen in Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG in Betracht. 
Auch kann in die Religionsfreiheit eingegriffen werden. 

Demgegenüber ist der Schutz der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung ein hochrangiges Schutzgut. Diese garan-
tiert erst die Grundrechte, in die durch die Berichterstattung 
eingegriffen wird. In der Natur des Verdachts liegt es, dass er 
noch nicht eine vollständige Einschätzung der Sachlage er-
möglicht. In diesem Sinne ist bei einem Eingriff durch eine 
über eine „gefahrenerforschende“64 in Grundrechte eingrei-
fende Maßnahme hinaus aufgrund einer reinen Verdachtslage 
Vorsicht geboten. Ein Verdacht kann sich immer auch als 
falsch herausstellen. Deshalb schwingt bei einer Verdachts-
berichterstattung stets die Gefahr eines Fehlers mit, der auch 
durch eine spätere Korrektur nur teilweise behoben werden 
kann. Aus diesem Grunde muss sich eine Verdachtsbericht-
erstattung, um angemessen zu sein, jedenfalls auf eine ausrei-
chende Tatsachenlage stützen. 

Das Gesetz ist insoweit einer Auslegung zugänglich, die 
die Grundrechte im ausreichenden Maß achtet. Diese verfas-
sungskonforme oder grundrechtsfreundliche Auslegung65 be-
grenzt das Gesetz insoweit, dass nur dann, wenn im Einzelfall 
genügend und hinreichend gewichtige tatsächliche Anhalts-
punkte vorliegen, eine Nennung eines Verdachtsfalls, der auch 
als solcher gekennzeichnet werden muss, im Verfassungs-
schutzbericht erfolgen darf.66 Diese Auslegung kann auch ge-
währleisten, dass im Einzelfall keine Verletzung der Grund-
rechte geschieht. 

                                                 
62 Vgl. BVerfGE 113, 63 (80). 
63 Murswiek, NVwZ 2004, 769 (771 ff.). 
64 Zu den bei den in Gefahrenverdacht zulässigen Gefahr-
erforschungseingriffe siehe Thiel, Polizei- und Ordnungsrecht, 
2. Aufl. 2014, § 8 Rn. 60 ff. 
65 Vgl. dazu Hochhuth, Die Meinungsfreiheit im System des 
Grundgesetzes, 2006, S. 77 f. 
66 BVerfGE 113, 63 (81). 

In diesem Sinne ist die Regelung auch angemessen. 
 
cc) Ergebnis 

Das Gesetz ist verfassungsgemäß. 
 
c) Verfassungsgemäße Anwendung 

Das Gesetz müsste auch im Einzelfall verfassungsgemäß an-
gewandt worden sein. 
 
aa) Eingeschränkter Prüfungsmaßstab 

Das Bundesverfassungsgericht überprüft einen Verstoß gegen 
die Verfassung bei einer Urteilsverfassungsbeschwerde nur ein-
geschränkt. Nach Art. 1 Abs. 3 GG ist auch die Judikative an 
die Gesetze gebunden. Deswegen kann jede fehlerhafte Aus-
legung eines Gesetzes auch als Grundrechtsverstoß (zumindest 
als Verletzung von Art. 2 Abs. 1 GG) gedeutet werden.67 Da-
nach wäre das Bundesverfassungsgericht theoretisch zur um-
fassenden Überprüfung der Rechtsanwendung durch die Fach-
gerichte befugt, was allerdings der grundgesetzlichen Funkti-
onsteilung widerspräche: Sinn der Verfassungsbeschwerde ist 
es nicht, dem Bürger eine weitere [„Superrevisions“-]Instanz 
im Rechtszug zu bieten, sondern die Überprüfung des Sach-
verhalts hinsichtlich spezifischer Verfassungsrechtsverstöße.68 
 

Hinweis: Die Formel von der spezifischen Verfassungs-
rechtsverletzung wurde vom Gericht durch die sog. Heck-
sche Formel ergänzt; weitere Ausführungen werden von 
den Bearbeitern allerdings nicht erwartet.69 

 
Das bedeutet, dass bei der vorliegenden Urteilsverfassungs-
beschwerde nicht geprüft wird, ob die Entscheidung des Innen-
ministeriums über die Aufnahme des Vereins und des Journals 
als Verdachtsfall in den Verfassungsschutzbericht (und ihre 
letztinstanzliche Bestätigung) „richtig“ war, sondern ledig-
lich, ob bei der Erwähnung im Verfassungsschutzbericht und 
ihrer gerichtlichen Überprüfung die einschlägigen Grundrechte 
hinreichend gewürdigt und nicht in ihrer Tragweite verkannt 
wurden. 
 
bb) Verhältnismäßigkeit 

Das entscheidende Kriterium für die verfassungsgemäße An-
wendung des Gesetzes im konkreten Einzelfall ist die Ver-
hältnismäßigkeit. 
 
(1) Legitimer Zweck 

Legitimer Zweck der Erwähnung im Verfassungsschutzbericht 
ist wie schon bei der Regelung durch das Gesetz der Schutz 
der freiheitlich demokratischen Grundordnung in Deutschland 
(s.o.). 
                                                 
67 Vgl. Schlaich/Korioth, Das Bundesverfassungsgericht, 9. 
Aufl. 2011, Rn. 284 m.w.N. 
68 Zum Prüfungsumfang des Bundesverfassungsgerichts bei der 
Urteilsverfassungsbeschwerde siehe Schlaich/Korioth (Fn. 67), 
Rn. 280 ff. m.w.N. 
69 Dazu und zu einzelnen „Fallgruppen“ etwa Volkmann 
(Fn. 3), § 9 Rn. 28 ff. 
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(2) Geeignetheit 

Geeignet ist eine Maßnahme, wenn sie dem verfolgten legiti-
men Zweck zumindest förderlich ist. Das ist hier in zweierlei 
Hinsicht bedenklich: 
 

Hinweis: Der Prüfungsstandort der hier angesprochenen 
Punkte kann bei den Bearbeitern variieren; vertretbar er-
scheint z.B. auch eine Erörterung der Frage der „Verwert-
barkeit“ von Meinungsäußerungen und der Zurechnung 
fremder Meinungsänderungen i.R.d. Angemessenheit. 

 
Erstens wäre eine solche Maßnahme schon dann generell un-
geeignet, wenn aus den Aussagen in der Zeitung nicht auf ver-
fassungsfeindliche Bestrebungen geschlossen werden dürfte. 

Zweitens kann dann eine Erwähnung im Verfassungs-
schutzbericht dem verfolgten Zweck nicht nutzen, wenn die 
zu Grunde liegenden Aussagen Dritter (Leserbriefe, netzwerk-
fremde Autoren) nicht dem Verein als Herausgeber zugerech-
net werden können. 
 
(a) „Verwertbarkeit“ der Meinungsäußerungen 

Zwar ist es dem Staat erlaubt, aus Meinungen oder Äußerungen 
die Begründung für staatliches Handeln abzuleiten. In diesem 
Sinne steht es staatlichen Behörden frei, Meinungsäußerun-
gen auch wegen sich darin äußernder verfassungsfeindlicher 
Bestrebungen zu untersuchen.70 Grundsätzlich kann jedoch 
nicht vom bloßen Haben oder Äußern einer Meinung auf eine 
verfassungsfeindliche Bestrebung des Urhebers bzw. auf einen 
solchen Verdacht geschlossen werden. Vielmehr kommt es 
auf die tätige Umsetzung oder Bestrebung derselben an, auf 
die politische Zielsetzung der Änderung der Verhältnisse.71 

Dabei ist zusätzlich die spezielle Situation der Presse zu 
beachten. Zur sogenannten „öffentlichen Aufgabe“ der Presse72 
gehört die kritische Auseinandersetzung mit dem Staatswesen. 
Deswegen steht es der Presse zu, auch an elementaren 
Grundwerten Kritik zu üben. Allein aus kritischen Aussagen 
darf nicht staatlicherseits zum Schutz der Verfassung einge-
schritten werden. Es muss sich vielmehr aus den Artikeln 
selbst ergeben, dass nicht nur eine kritische oder ablehnende 
Haltung gegen höchste Verfassungsgüter gehegt wird, sondern 
auch aktiv auf die Abschaffung oder Behinderung dieser hin-
gewirkt wird.73 

                                                 
70 BVerfGE 113, 63 (82). 
71 Murswiek (Fn. 40), S. 488; Gaßner, BayVBl. 1980, 545 
(548). 
72 Weberling, in: Ricker/Weberling, Handbuch des Presse-
rechts, 6. Aufl. 2012, 3. Kap. Rn. 1 ff. Die Bezeichnung ist 
insofern irreführend, weil es sich keinesfalls um eine Pflicht 
oder einen Auftrag handelt, der durchgesetzt werden kann. 
Vielmehr beschreibt der Begriff der öffentlichen Aufgabe eine 
Gewährleistung dergestalt, dass der Staat diese nicht ungehörig 
einschränken darf und auch positiv dafür Sorge tragen muss, 
dass die Presse ihre Aufgabe erfüllen kann. 
73 BVerfGE 113, 63 (83); 124, 300 (330); Murswiek, NVwZ 
2006, 121 (124). 

Folglich können – unter diesen Voraussetzungen – auch 
Presseerzeugnisse taugliche Anknüpfungspunkte für die Be-
wertung des Urhebers als verfassungsfeindlich sein. 

Inwieweit diesen Voraussetzungen vorliegend entsprochen 
wurde, ist eine Frage der Angemessenheit. 
 

Hinweis: A. A. vertretbar. 
 
(b) Zurechnung fremder Meinungsäußerungen 

Die Maßnahme kann nur geeignet sein, der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung zu dienen, wenn sie sich ge-
gen den richtet, der verfassungsfeindliche Bestrebungen hegt. 
Anderenfalls schadet sie dem Zweck mehr als dass sie ihm 
nützt.74 Denn die gezielte Sanktion gegen bestimmte Aussagen 
schränkt die freiheitliche Grundordnung ein, die der Verfas-
sungsschutzbericht gerade zu erhalten sucht. Dieses Problem 
stellt sich vorliegend insbesondere bei den „Erfolgsmeldun-
gen“, die überwiegend, wie auch die Meldungen, die Grund 
für die Aufnahme in den Bericht waren, nicht aus der Feder 
der Vereinsmitglieder stammen. Diese können nur dann zur 
Beurteilung der Verfassungsfeindlichkeit des Vereins dienen, 
wenn sie ihm zuzurechnen sind oder jedenfalls die verfassungs-
feindliche Bestrebung des Vereins aus diesen abgeleitet wer-
den kann. 

(aa) Eine solche Zurechnung könnte über das Institut der 
presserechtlichen Verantwortlichkeit geschehen.75 

Zu berücksichtigen ist allerdings, dass das Institut der 
presserechtlichen Verantwortlichkeit lediglich dazu dient, einen 
zivilgerichtlichen oder strafgerichtlichen Klageweg gegen das 
Presseerzeugnis herzustellen. Der Vorwurf oder Verdacht 
verfassungsfeindlicher Bestrebungen und die Aufnahme in den 
Verfassungsschutzbericht können daher nicht allein darauf 
gestützt werden, dass Meinungsäußerungen Dritter verbreitet 
werden, die Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestre-
bungen letzterer nahe legen.76 
 

Hinweis: A.A. bei sehr guter Begründung noch vertretbar. 
Dieser Aspekt war auch von guten Bearbeitern nicht zu 
erwarten, da er im Sachverhalt nicht angedeutet wird. Es 
wurde aber positiv berücksichtigt, wenn dieser Punkt an-
gesprochen wurde. 

 
(bb) Allerdings ist zu „berücksichtigen, dass Zeitungen sich 
üblicherweise nicht alle veröffentlichten Inhalte zu eigen 
machen, auch wenn sie sich nicht jeweils ausdrücklich von 
ihnen distanzieren.“77 Es bedarf „daher besonderer Anhalts-
punkte, warum aus den Artikeln von Dritten, die der Redaktion 
nicht angehören, entsprechende Bestrebungen von Verlag und 
Redaktion abgeleitet werden können. Dies kann der Fall sein, 
wenn durch die redaktionelle Auswahl der von Dritten ge-
schriebenen Veröffentlichungen verfassungsfeindliche Bestre-
bungen von Verlag und Redaktion zum Ausdruck kommen.“ 

                                                 
74 Murswiek, NVwZ 2004, 769 (774). 
75 Vgl. etwa Art. 8, 11 BayPrG. 
76 BVerfGE 113, 63 (85); vgl. Weberling (Fn. 72), 13. Kap. 
Rn. 1-3. 
77 BVerfGE 113, 63 (83). 
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Somit kann aus der bloßen Wiedergabe verfassungswidriger 
Inhalte nicht auf die Verleger geschlossen werden, es sei denn, 
es treten besondere Umstände hinzu, die eine Zurechnung aus-
nahmsweise rechtfertigen.78 Dabei gilt es zu beachten, dass es 
von der Pressefreiheit auch umfasst ist, lediglich eine einzelne 
politische Richtung mit Meinungen zu bedienen79 – auch wenn 
dieses politische Spektrum durch Auswahl der betreffenden 
Meinungen erzeugt wird und nicht bereits ohne Zutun seitens 
der Redaktion aufgrund der Einseitigkeit der eingesandten 
Meinungen entsteht. Tritt jedoch in den ausgewählten Beiträ-
gen nicht nur ein bestimmtes politisches Spektrum zu Tage, 
sondern eine einheitliche verfassungsfeindliche Linie, dürfen 
daraus auch Schlüsse bezüglich der Herausgeber gezogen wer-
den.80 Gleiches muss unter den oben genannten Voraussetzun-
gen für die Verdachtsfälle gelten. 
 

Hinweis: A.A. vertretbar. 
 
Diesen Kriterien genügt hier das Anknüpfen im Verfassungs-
schutzbericht an die sogenannten „Erfolgsmeldungen“. Teil 
dieser Meldungen sind Beiträge, die zu gewaltsamen Aus-
schreitungen und Straftaten aufrufen oder dies zumindest 
deutlich nahe legen. Dadurch, dass der Verein diesen evident 
verfassungsfeindlichen Aufrufen eine Plattform bietet, ist es 
jedenfalls nicht fernliegend, auf den Verdacht seiner verfas-
sungsfeindlichen Zielsetzung zu schließen, so dass auch diese 
und die dem folgende fachgerichtliche Einschätzung nicht als 
spezifische Verfassungsrechtsverletzung anzusehen sind. 

Zu berücksichtigen ist darüber hinaus, dass auch die Bei-
träge, die nicht als konkret verfassungsfeindlich einzustufen 
sind, zumindest rechtswidrige Vorgänge glorifizieren, was auch 
schon am Titel der Rubrik erkannt werden kann. Allen „Er-
folgsmeldungen“ ist gemeinsam, dass sie das staatliche Gewalt-
monopol nicht achten bzw. es insgesamt in Frage stellen. Ins-
gesamt ist damit eine einseitige Auswahl der Beiträge erkenn-
bar. 

Damit wird verfehlt, die Bandbreite eines politischen Spek-
trums abzubilden, sondern es liegt ausschließlich und nicht 
lediglich tendenziell eine Plattform für verfassungsfeindliche 
Inhalte vor. Aus diesem Grund sind die Äußerungen in den 
„Erfolgsmeldungen“ dem Verein insoweit zuzurechnen, als 
von ihnen auf die Bewertung der Verfassungsfeindlichkeit des 
Vereins und seines Journals geschlossen werden darf. 
 
(c) Ergebnis 

Die Erwähnung im Verfassungsschutzbericht ist geeignet, den 
verfolgten Zweck zu erfüllen. 
 
(3) Erforderlichkeit 

Die Erforderlichkeit verlangt, dass von allen gleich effektiven 
Mitteln das mildeste gewählt werden muss. 

                                                 
78 BVerfGE 113, 63 (83). 
79 BVerfGE 113, 63 (86). 
80 BVerfGE 113, 63 (84, 86); Murswiek, NVwZ 2006, 121 
(126). 

Nachdem die Berichterstattung über den Verdacht verfas-
sungsfeindlicher Bestrebungen räumlich und farblich und 
durch eine ausdrückliche Kennzeichnung als Verdachtsfall 
deutlich getrennt vom sonstigen Inhalt des Verfassungsschutz-
berichts erfolgt81, ist kein milderes, aber gleich effektives 
Mittel ersichtlich. 
 
(4) Angemessenheit 

Die Angemessenheit fordert den schonenden Ausgleich zwi-
schen dem legitimen Zweck der Maßnahmen und den Rechten 
des Betroffenen (vgl. o.). 

Auf der einen Seite vereint der Begriff der freiheitlich de-
mokratischen Grundordnung zentrale Schutzgüter des Grund-
gesetzes (s.o.). 

Auf der anderen Seite ist die Pressefreiheit selbst von 
zentraler Bedeutung für die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung, indem sie das Institut der freien Presse als Voraus-
setzung eines demokratischen Staates schützt.82 

Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass von Mei-
nungsäußerungen nicht ohne Weiteres auf eine verfassungs-
feindliche Gesinnung geschlossen werden kann (s.o.). Viel-
mehr müssen die verschiedenen Äußerungen daraufhin bewer-
tet werden, inwieweit diese zum Ausdruck bringen, dass aktiv 
gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung vorge-
gangen wird oder werden soll. Indem B selbst dazu auffor-
dert, die freien Wahlen zu behindern, greift er ein Element 
der freiheitlich demokratischen Grundordnung an (vgl. auch 
§ 4 Abs. 2 lit. a BVerfSchG). Darüber hinaus stellt der Aufruf 
zur Gewaltanwendung gegen Polizeibeamte, der dem Verein 
zurechenbar ist (s.o.), den Bestand des Staates und das staatli-
che Gewaltmonopol insgesamt in Frage. Gerade der Schutz der 
Grundrechte und seine notfalls zwangsweise Durchsetzung 
auch gegenüber Dritten83 sind Teil der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung (s.o.), die durch den Aufruf zu Gewalt-
anwendung empfindlich getroffen wird. Zwingende Voraus-
setzung für den Schutz und die Sicherung der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung ist neben der Justizgewähr-
leistung auch ein Verwaltungsapparat zum Schutz der öffent-
lichen Sicherheit (d.h. eine Polizei).84 Die Aufrufe zu Aggres-
sionen gegenüber Polizeibeamten sind damit geeignet, den 
Bestand des Staates und die freiheitlich demokratische Grund-
ordnung zu gefährden. 

Weiterhin wird durch das Netzwerk auch dazu aufgerufen, 
das Parteiensystem abzuschaffen zugunsten einer Partei. Die 
Entscheidung für die Demokratie und für ein Mehrparteien-
system ist eine Grundentscheidung des Grundgesetzes, wie 
schon die prominente Stellung des Art. 21 GG zeigt. Die 

                                                 
81 Diesem Erfordernis war in dem BVerfGE 113, 63 (87 f.) 
zugrundeliegenden Sachverhalt nicht hinreichend Rechnung 
getragen worden. 
82 BVerfGE 20, 162 (175 f.); 85, 1 (12); Schulze-Fielitz 
(Fn. 20), Art. 5 I, II Rn. 87. 
83 Vgl. BVerfGE 7, 198 (205 ff.); Pieroth/Schlink/Kingreen/ 
Poscher (Fn. 2), Rn. 196 ff. 
84 Lisken/Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des 
Staats-rechts, Kap. C Rn. 1. 
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freiheitlich demokratische Grundordnung wird durch einen 
solchen Aufruf empfindlich getroffen. 

Aus den Artikeln, die vom Verein verantwortet werden 
müssen, ergeben sich somit genug Anhaltspunkte, die den Ver-
dacht der Verfassungsfeindlichkeit rechtfertigen. 

Als weiteren Punkt ist jedoch auf die schwerwiegenden 
Auswirkungen der Berichterstattung einzugehen. Der Verfas-
sungsschutzbericht kann als Aufforderung verstanden werden, 
sich nicht mit den im Verfassungsschutzbericht genannten 
Gruppierungen auseinanderzusetzen.85 Das bedeutet im Falle 
eines Presseorgans, dass es im Ergebnis aus dem öffentlichen 
Diskurs ausgeschlossen werden soll. Dies beschränkt die 
Pressefreiheit gerade in ihrem verfassungsrechtlich zugewie-
senen Wirkbereich. Somit liegt hierin schwerwiegender Grund-
rechtseingriff. 

Die Äußerungen im Online-Journal können dementspre-
chend nur dann zur Rechtfertigung des Eingriffs dienen, wenn 
sie selbst das betroffene Schutzgut erheblich in Gefahr brin-
gen. Durch die verschiedenen Aussagen im Online-Journal 
werden gleich mehrere Elemente der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung in Frage gestellt und es wird teilweise 
sogar zur aktiven Abschaffung derselben aufgerufen (s.o.). 
Soll das Prinzip der wehrhaften (streitbaren) Demokratie einen 
Sinn behalten, muss der Staat derlei Aktivitäten entgegentre-
ten. 

Vor diesem Hintergrund und mit Blick darauf, dass die 
Veröffentlichungen des Vereins nicht insgesamt verboten wer-
den, sondern „lediglich“ der Verdacht der Verfassungsfeind-
lichkeit des Netzwerks im Verfassungsschutzbericht erscheint, 
trägt die Aufnahme als Verdachtsfall in den Verfassungs-
schutzbericht den widerstreitenden Interessen hinreichend 
Rechnung. 

Die Berichterstattung durch das Netzwerk in dieser Form 
muss sich demnach gefallen lassen, vom Verfassungsschutz-
bericht erwähnt zu werden. Die Maßnahme ist somit ange-
messen. 
 
(5) Zwischenergebnis 

Die Erwähnung im Verfassungsschutzbericht ist also verhält-
nismäßig. 
 

Hinweis: Eine andere Ansicht ist angesichts der massiven 
Aufrufe zur Gewaltanwendung nur schwer vertretbar. Es 
konnte von den Bearbeitern jedoch etwa auf die besondere 
Bedeutung der kritischen Presse für die demokratische 
Grundordnung hingewiesen werden und Zweifel erhoben 
werden, ob aus den Äußerungen im Journal direkt auf eine 
aggressiv-feindliche Einstellung geschlossen werden kann. 
Wenn in diesem Sinne nachvollziehbar argumentiert wurde, 
war eine andere Ansicht vertretbar. 

 
cc) Ergebnis zu Art. 5 Abs. 1 S. 2 

Die Anwendung des Gesetzes im Einzelfall ist somit insge-
samt verfassungsgemäß. 
 

                                                 
85 Murswiek, NVwZ 2004, 769 (771). 

II. Verletzung von Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG 
Die Erwähnung könnte auch das Grundrecht auf Meinungs-
freiheit des Vereins verletzen. Das Recht, staatliches Handeln 
auch ohne Sanktionen befürchten zu müssen, gehört „zum 
Kernbereich der Meinungsfreiheit“, „Kritik am Rechtsstaat 
darf nicht unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit be-
schränkt werden“.86 Der Verein ist hier durch die Nennung 
des Netzwerks und der Zeitung aufgrund bestimmter dort ver-
öffentlichter Äußerungen vor allem in seiner verlegerischen 
und journalistischen Tätigkeit betroffen. Beurteilt sich die 
Lage derart, entfaltet das Recht auf freie Meinungsäußerung 
regelmäßig keine über die Pressefreiheit hinausgehende Be-
deutung.87 Anhaltspunkte für eine Ausnahme von diesem 
Grundsatz bestehen vorliegend nicht. 
 

Allgemeiner Hinweis zur Meinungsfreiheit: Natürlich kann 
in einem Gutachten die Meinungsfreiheit auch vollständig 
durchgeprüft werden. Regelmäßig werden sich jedoch 
keine Unterschiede zu dem insoweit spezielleren Grund-
recht aus Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG ergeben. Bearbeiter soll-
ten sich dann jedenfalls mit der Frage auseinandersetzen, 
inwieweit der Presse die allgemeine Meinungsfreiheit zu-
kommt und ob die Meinungsfreiheit insoweit vollständig 
in der Pressefreiheit aufgeht.88 
 
Weitere Grundrechte: Wegen der Betroffenheit eines Ver-
eins konnten Bearbeiter Art. 9 Abs. 1 GG kurz ansprechen. 
Dieser schützt allerdings nicht „Außenaktivitäten, mit de-
nen die Mitglieder „wie jeder Mann im Rechtsverkehr tä-
tig“ werden; für diese Tätigkeiten richtet sich der Grund-
rechtsschutz nach den jeweils einschlägigen anderweiti-
gen Grundrechtsnormen“89 (Hier Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG). 
Natürlich ist der Schutzbereich von Art. 2 Abs. 1 GG be-
troffen. Dieser hat wegen anderweitiger Schutzbereichs-
eröffnung allerdings vorliegend keinen eigenständigen Ge-
halt. Auch eine kurze Prüfung wäre hier eher abwegig, 
aber dennoch nicht als falsch zu bewerten. 

 
III. Ergebnis 
Eine Grundrechtsverletzung liegt nicht vor. Somit ist die Ver-
fassungsbeschwerde unbegründet. 
 
D. Endergebnis 
Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig, jedoch unbegründet 
und hat damit keine Aussicht auf Erfolg. 

                                                 
86 Vgl. den Überblick zu aktuellen Entwicklungen des Presse- 
und Äußerungsrechts von Sajuntz, NJW 2014, 25 (27). 
87 BVerfGE 113, 63 (75 f.). 
88 Vgl. zur Diskussion Ricker, in: Ricker/Weberling (Fn. 72), 
6. Kap. Rn. 9. 
89 Bauer, in: Dreier (Fn. 20), Art. 9 Rn. 45, unter Verweis auf 
BVerfGE 70, 1 (25) u.a. 


